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Auszüge aus dem BHKG 

§ 9 Ehrenamtliche Angehörige der Feuerwehr 

(1) Die im Einsatzdienst tätigen Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr 
(Einsatzabteilung) sind freiwillig und ehrenamtlich im Dienst der Gemeinde tätig. Sie 
werden durch die Leiterin oder den Leiter der Feuerwehr aufgenommen, befördert und 
entlassen; die Leiterin oder der Leiter der Feuerwehr ist zugleich Vorgesetzte oder 
Vorgesetzter. Mit dem Eintritt in die Feuerwehr entsteht für die Angehörigen der 
Freiwilligen Feuerwehr die Verpflichtung zur Teilnahme am Einsatz-, Übungs-, 
Ausbildungs- und Fortbildungsdienst sowie an sonstigen Veranstaltungen im 
Aufgabenbereich dieses Gesetzes auf Anforderung der Leiterin oder des Leiters der 
Feuerwehr. 

(2) Einer Freiwilligen Feuerwehr können auch Personen angehören, die freiwillig und 
ehrenamtlich zur Erfüllung der Aufgaben der Feuerwehr nach diesem Gesetz auf andere 
Weise als durch die Mitwirkung im Einsatzdienst beitragen. Absatz 1 findet 
entsprechende Anwendung. 

(3) Die Aufgabenträger des Brandschutzes fördern die Tätigkeit im Ehrenamt und 
widmen dem Ehrenamt zur Erhaltung einer leistungsfähigen Feuerwehr besondere 
Aufmerksamkeit. 

§ 20 Dienstpflichten, Freistellung 

(1) Die ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr und die ehrenamtlichen Helferinnen 
und Helfer der anerkannten Hilfsorganisationen sind auf Anforderung hin zur Teilnahme 
am Einsatz-, Übungs-, Ausbildungs- und Fortbildungsdienst sowie an sonstigen 
Veranstaltungen verpflichtet. Die Anforderung erfolgt bei den ehrenamtlichen 
Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr durch die Gemeinde, bei den ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfern der anerkannten Hilfsorganisationen erfolgt sie über die jeweilige 
Hilfsorganisation durch den Kreis oder die kreisfreie Stadt. 

(2) Den ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr und den ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfern der anerkannten Hilfsorganisationen dürfen aus ihrem Dienst in 
der Feuerwehr oder ihrer Mitwirkung im Katastrophenschutz keine Nachteile im Arbeits- 
oder Dienstverhältnis erwachsen. Während der Dauer der Teilnahme an Einsätzen, 
Übungen, Aus- und Fortbildungen sowie der Teilnahme an sonstigen Veranstaltungen 
auf Anforderung der Gemeinde oder des Kreises entfällt für die ehrenamtlichen 
Angehörigen der Feuerwehr und die ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer der 
anerkannten Hilfsorganisationen die Pflicht zur Arbeits- oder Dienstleistung. Bei 
Einsätzen erstrecken sich Freistellungs- und Entgeltanspruch auch auf den zur 
Wiederherstellung der Arbeits- oder Dienstfähigkeit erforderlichen Zeitraum danach. Die 
Festlegung des Zeitraums trifft die Einsatzleitung. Bei Einsätzen nach § 39 oder § 40 
erfolgt die Festlegung durch die für die Führung der Einheit zuständige 
Gebietskörperschaft. Die Teilnahme an Aus- und Fortbildungen und an sonstigen 
Veranstaltungen ist der Arbeitgeberin, dem Arbeitgeber oder dem Dienstherrn nach 
Möglichkeit rechtzeitig mitzuteilen. 
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§ 21 Lohnfortzahlung, Verdienstausfall 

(1) Die Arbeitgeberinnen, Arbeitgeber oder Dienstherren ehrenamtlicher Angehöriger der 
Feuerwehr sind verpflichtet, für den Zeitraum der auf Anforderung der Gemeinde hin 
gemäß § 20 Absatz 1 erfolgten Teilnahme an Einsätzen, Übungen, Aus- und 
Fortbildungen sowie der Teilnahme an sonstigen Veranstaltungen Arbeitsentgelte oder 
Dienstbezüge einschließlich aller Nebenleistungen und Zulagen fortzuzahlen, die ohne 
die Ausfallzeiten üblicherweise erzielt worden wären. Den privaten Arbeitgeberinnen und 
Arbeitgebern werden die Beträge auf Antrag durch die Gemeinde ersetzt. Die 
Gemeinden können den privaten Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern durch Satzung eine 
Zulage gewähren. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt entsprechend für Zeiten der Arbeitsunfähigkeit für die Dauer von 
sechs Wochen, wenn die Arbeitsunfähigkeit auf den Dienst in der Feuerwehr 
zurückzuführen ist. Privaten Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern wird das fortbezahlte 
Arbeitsentgelt auf Antrag von dem Träger der gesetzlichen Unfallversicherung erstattet. 
Die Landesregierung wird ermächtigt, auf die dem Land nach Satz 1 zustehenden 
Ersatzansprüche gegen den Träger der gesetzlichen Unfallversicherung zu verzichten. 
Dem Träger der gesetzlichen Unfallversicherung werden die Kosten für die übertragenen 
Aufgaben von den Gemeinden gemeinsam erstattet. 

(3) Beruflich selbständige ehrenamtliche Angehörige der Feuerwehr haben gegenüber 
der Gemeinde Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls, der ihnen durch die Teilnahme 
an Einsätzen, Übungen, Aus- und Fortbildungen sowie der Teilnahme an sonstigen 
Veranstaltungen auf Anforderung der Gemeinde entsteht. In den in Absatz 2 Satz 1 
genannten Krankheitsfällen haben sie gegenüber dem Träger der gesetzlichen 
Unfallversicherung einen Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls, soweit nicht auf 
andere Weise ein Ersatz erlangt werden kann. Für die Erstattung gilt Absatz 2 Satz 4. 
Die regelmäßige Arbeitszeit ist individuell zu ermitteln. Verdienst, der außerhalb der 
regelmäßigen Arbeitszeit hätte erzielt werden können, bleibt außer Betracht. Als Ersatz 
des Verdienstausfalls wird mindestens ein durch gemeindliche Satzung festzulegender 
Regelstundensatz gezahlt, es sei denn, dass ersichtlich keine finanziellen Nachteile 
entstanden sind. Auf Antrag ist anstelle des Regelstundensatzes eine 
Verdienstausfallpauschale je Stunde zu zahlen, die im Einzelfall auf Grundlage des 
glaubhaft gemachten Einkommens nach billigem Ermessen festgesetzt wird. Durch 
gemeindliche Satzung ist ein Höchstbetrag festzulegen, der bei dem Ersatz des 
Verdienstausfalls je Stunde nicht überschritten werden darf. 

(4) Für die ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer der anerkannten Hilfsorganisationen 
gelten bei Einsätzen, Übungs-, Aus- und Fortbildungsveranstaltungen sowie sonstigen 
Veranstaltungen, die nach diesem Gesetz angeordnet werden, und einer 
Arbeitsunfähigkeit infolge einer durch diesen Dienst verursachten Krankheit, die Absätze 
1 bis 3 mit der Maßgabe, dass der Kreis an die Stelle der kreisangehörigen Gemeinde 
tritt. Im Übrigen richten sich die Rechtsverhältnisse der Helferinnen und Helfer der 
anerkannten Hilfsorganisationen nach den Vorschriften der Organisation, der sie 
angehören. 
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§ 22 Auslagenersatz, Aufwandsentschädigung, Ersatz von Schäden 

(1) Die ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr und die ehrenamtlichen Helferinnen 

und Helfer der anerkannten Hilfsorganisationen haben Anspruch auf Ersatz ihrer 

Auslagen durch den anfordernden Aufgabenträger. Nachgewiesene 

Kinderbetreuungskosten werden auf Antrag ersetzt, sofern eine entgeltliche Betreuung 

während der durch die Teilnahmen an Einsätzen, Übungen, Aus- und Fortbildungen 

sowie der Teilnahme an sonstigen Veranstaltungen bedingten Abwesenheit vom 

Haushalt oder während einer Arbeitsunfähigkeit infolge einer Krankheit, die durch die 

Teilnahme an Einsätzen, Übungen, Aus- und Fortbildungen sowie der Teilnahme an 

sonstigen Veranstaltungen verursacht wurde, erforderlich ist. Kinderbetreuungskosten 

werden nicht für Zeiträume ersetzt, für die nach den §§ 20 und 21 Arbeitsentgelte oder 

Dienstbezüge fortgezahlt oder Verdienstausfall ersetzt wurden. 

(2) Ehrenamtliche Angehörige der Feuerwehr, die regelmäßig über das übliche Maß 

hinaus Feuerwehrdienst leisten, können anstelle eines Auslagenersatzes nach Absatz 1 

Satz 1 eine Aufwandsentschädigung von der Gemeinde erhalten. 

(3) Schäden, mit Ausnahme von Personenschäden und entgangenem Gewinn, die 

ehrenamtlichen Angehörigen der Feuerwehr oder ehrenamtlichen Helferinnen oder 

Helfern der anerkannten Hilfsorganisationen bei der Ausübung ihres Dienstes 

erwachsen, sind von dem jeweiligen Aufgabenträger zu ersetzen. Bei Vorsatz oder 

grober Fahrlässigkeit des Geschädigten entfällt der Anspruch auf Schadensersatz. 

(4) Verletzen Angehörige der Feuerwehr oder Helferinnen oder Helfer der anerkannten 

Hilfsorganisationen in Ausübung des auf Anforderung durch den Aufgabenträger 

geleisteten Dienstes vorsätzlich oder grob fahrlässig ihre Pflichten, so kann der 

Aufgabenträger Ersatz für den dadurch verursachten Schaden verlangen. Hinsichtlich 

der Haftung bei der Verletzung von Dienstpflichten finden die beamtenrechtlichen 

Bestimmungen mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass die Geltendmachung 

des Ersatzes im Ermessen des Aufgabenträgers steht. 
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Straßenverkehrsordnung (StVO) 

§ 35 Sonderrechte 

(1) Von den Vorschriften dieser Verordnung sind die Bundeswehr und die von ihr 

beauftragten gewerblichen Transportdienstunternehmen, die Bundespolizei, die 

Feuerwehr, der Katastrophenschutz, die Polizei und der Zolldienst befreit, soweit das zur 

Erfüllung hoheitlicher Aufgaben dringend geboten ist. 

(1a) Absatz 1 gilt entsprechend für ausländische Beamte, die auf Grund völkerrechtlicher 

Vereinbarungen zur Nacheile oder Observation im Inland berechtigt sind. 

(2) Dagegen bedürfen diese Organisationen auch unter den Voraussetzungen des 

Absatzes 1 der Erlaubnis,  

1.wenn sie mehr als 30 Kraftfahrzeuge im geschlossenen Verband (§ 27) fahren lassen 

wollen, 

2.im Übrigen bei jeder sonstigen übermäßigen Straßenbenutzung mit Ausnahme der 

nach § 29 Absatz 3 Satz 2. 

(3) Die Bundeswehr ist über Absatz 2 hinaus auch zu übermäßiger Straßenbenutzung 

befugt, soweit Vereinbarungen getroffen sind. 

(4) Die Beschränkungen der Sonderrechte durch die Absätze 2 und 3 gelten nicht bei 

Einsätzen anlässlich von Unglücksfällen, Katastrophen und Störungen der öffentlichen 

Sicherheit oder Ordnung sowie in den Fällen der Artikel 91 und 87a Absatz 4 des 

Grundgesetzes sowie im Verteidigungsfall und im Spannungsfall. Für die Bundeswehr 

und die von ihr beauftragten gewerblichen Transportdienstunternehmen gilt Satz 1 auch 

im Fall einer krisenhaften Entwicklung. 

(5) Die Truppen der Vertragsstaaten des Nordatlantikpaktes sowie der Mitgliedstaaten 

der Europäischen Union und weiterer verbündeter Streitkräfte sowie die von den 

jeweiligen Truppen beauftragten gewerblichen Transportdienstunternehmen sind im Falle 

dringender militärischer Erfordernisse von den Vorschriften dieser Verordnung befreit; 

von den Vorschriften des § 29 allerdings nur, soweit für diese Truppen und diese 

Transportdienstunternehmen Sonderregelungen oder anderweitige Vereinbarungen 

bestehen. 

(5a) Fahrzeuge des Rettungsdienstes sind von den Vorschriften dieser Verordnung 

befreit, wenn höchste Eile geboten ist, um Menschenleben zu retten oder schwere 

gesundheitliche Schäden abzuwenden. 

(6) Fahrzeuge, die dem Bau, der Unterhaltung oder Reinigung der Straßen und Anlagen 

im Straßenraum oder der Müllabfuhr dienen und durch weiß-rot-weiße 

Warneinrichtungen gekennzeichnet sind, dürfen auf allen Straßen und Straßenteilen und 

auf jeder Straßenseite in jeder Richtung zu allen Zeiten fahren und halten, soweit ihr 

Einsatz dies erfordert, zur Reinigung der Gehwege jedoch nur, wenn die zulässige 

Gesamtmasse bis zu 2,8 t beträgt. Dasselbe gilt auch für Fahrzeuge zur Reinigung der 

Gehwege, deren zulässige Gesamtmasse 3,5 t nicht übersteigt und deren 

Reifeninnendruck nicht mehr als 3 bar beträgt. Dabei ist sicherzustellen, dass keine 
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Beschädigung der Gehwege und der darunter liegenden Versorgungsleitungen erfolgen 

kann. Personen, die hierbei eingesetzt sind oder Straßen oder in deren Raum befindliche 

Anlagen zu beaufsichtigen haben, müssen bei ihrer Arbeit außerhalb von Gehwegen und 

Absperrungen auffällige Warnkleidung tragen. 

(7) Messfahrzeuge der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post 

und Eisenbahn (§ 1 des Gesetzes über die Bundesnetzagentur) dürfen auf allen Straßen 

und Straßenteilen zu allen Zeiten fahren und halten, soweit ihr hoheitlicher Einsatz dies 

erfordert. 

(7a) Fahrzeuge von Unternehmen, die Universaldienstleistungen nach § 17 Absatz 1 des 

Postgesetzes erbringen oder Fahrzeuge von Unternehmen, die in deren Auftrag diese 

Universaldienstleistungen erbringen (Subunternehmer), dürfen abweichend von Anlage 2 

Nummer 21 (Zeichen 242.1) Fußgängerzonen auch außerhalb der durch Zusatzzeichen 

angeordneten Zeiten für Anlieger- und Anlieferverkehr benutzen, soweit dies zur 

zeitgerechten Leerung von Briefkästen oder zur Abholung von Briefen in 

Universaldienstfilialen nach § 17 Absatz 1 des Postgesetzes oder diese ersetzende 

Stationen nach § 17 Absatz 2 des Postgesetzes erforderlich ist. Ferner dürfen die in Satz 

1 genannten Fahrzeuge abweichend von § 12 Absatz 4 Satz 1 und Anlage 2 Nummer 62 

(Zeichen 283), Nummer 63 (Zeichen 286) und Nummer 64 (Zeichen 290.1) in einem 

Bereich von 10 m vor oder hinter einem Briefkasten auf der Fahrbahn auch in zweiter 

Reihe kurzfristig parken, soweit dies mangels geeigneter anderweitiger 

Parkmöglichkeiten in diesem Bereich zum Zwecke der Leerung von Briefkästen 

erforderlich ist. Die Sätze 1 und 2 gelten nur, soweit ein Nachweis zum Erbringen der 

Universaldienstleistung oder zusätzlich ein Nachweis über die Beauftragung als 

Subunternehmer im Fahrzeug jederzeit gut sichtbar ausgelegt oder angebracht ist. § 2 

Absatz 3 in Verbindung mit Anhang 3 Nummer 7 der Verordnung zur Kennzeichnung der 

Kraftfahrzeuge mit geringem Beitrag zur Schadstoffbelastung vom 10. Oktober 2006 

(BGBl. I S. 2218), die durch Artikel 1 der Verordnung vom 5. Dezember 2007 (BGBl. I S. 

2793) geändert worden ist, ist für die in Satz 1 genannten Fahrzeuge nicht anzuwenden. 

(8) Die Sonderrechte dürfen nur unter gebührender Berücksichtigung der öffentlichen 

Sicherheit und Ordnung ausgeübt werden. 

(9) Wer ohne Beifahrer ein Einsatzfahrzeug der Behörden und Organisationen mit 

Sicherheitsaufgaben (BOS) führt und zur Nutzung des BOS-Funks berechtigt ist, darf 

unbeschadet der Absätze 1 und 5a abweichend von § 23 Absatz 1a ein Funkgerät oder 

das Handteil eines Funkgerätes aufnehmen und halten. 

 

§ 38 Blaues Blinklicht und gelbes Blinklicht 

(1) Blaues Blinklicht zusammen mit dem Einsatzhorn darf nur verwendet werden, wenn 

höchste Eile geboten ist, um Menschenleben zu retten oder schwere gesundheitliche 

Schäden abzuwenden, eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung 

abzuwenden, flüchtige Personen zu verfolgen oder bedeutende Sachwerte zu erhalten. 
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Es ordnet an: 

 

„Alle übrigen Verkehrsteilnehmer haben sofort freie Bahn zu schaffen“. 

(2) Blaues Blinklicht allein darf nur von den damit ausgerüsteten Fahrzeugen und nur zur 

Warnung an Unfall- oder sonstigen Einsatzstellen, bei Einsatzfahrten oder bei der 

Begleitung von Fahrzeugen oder von geschlossenen Verbänden verwendet werden. 

(3) Gelbes Blinklicht warnt vor Gefahren. Es kann ortsfest oder von Fahrzeugen aus 

verwendet werden. Die Verwendung von Fahrzeugen aus ist nur zulässig, um vor 

Arbeits- oder Unfallstellen, vor ungewöhnlich langsam fahrenden Fahrzeugen oder vor 

Fahrzeugen mit ungewöhnlicher Breite oder Länge oder mit ungewöhnlich breiter oder 

langer Ladung zu warnen. 
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Strafgesetzbuch (StGB) 

 

§ 34 Rechtfertigender Notstand 

Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, Freiheit, 

Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, um die Gefahr von sich 

oder einem anderen abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei Abwägung der 

widerstreitenden Interessen, namentlich der betroffenen Rechtsgüter und des Grades der 

ihnen drohenden Gefahren, das geschützte Interesse das beeinträchtigte wesentlich 

überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein angemessenes Mittel ist, die Gefahr 

abzuwenden. 

 

§ 142 Unerlaubtes Entfernen vom Unfallort 

(1) Ein Unfallbeteiligter, der sich nach einem Unfall im Straßenverkehr vom Unfallort 

entfernt, bevor er  

1. zugunsten der anderen Unfallbeteiligten und der Geschädigten die Feststellung seiner 

Person, seines Fahrzeugs und der Art seiner Beteiligung durch seine Anwesenheit und 

durch die Angabe, dass er an dem Unfall beteiligt ist, ermöglicht hat oder 

2. eine nach den Umständen angemessene Zeit gewartet hat, ohne dass jemand bereit 

war, die Feststellungen zu treffen,  

wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Nach Absatz 1 wird auch ein Unfallbeteiligter bestraft, der sich  

1. nach Ablauf der Wartefrist (Absatz 1 Nr. 2) oder 

2. berechtigt oder entschuldigt 

vom Unfallort entfernt hat und die Feststellungen nicht unverzüglich nachträglich 

ermöglicht. 

(3) Der Verpflichtung, die Feststellungen nachträglich zu ermöglichen, genügt der 

Unfallbeteiligte, wenn er den Berechtigten (Absatz 1 Nr. 1) oder einer nahe gelegenen 

Polizeidienststelle mitteilt, dass er an dem Unfall beteiligt gewesen ist, und wenn er seine 

Anschrift, seinen Aufenthalt sowie das Kennzeichen und den Standort seines Fahrzeugs 

angibt und dieses zu unverzüglichen Feststellungen für eine ihm zumutbare Zeit zur 

Verfügung hält. Dies gilt nicht, wenn er durch sein Verhalten die Feststellungen 

absichtlich vereitelt. 

(4) Das Gericht mildert in den Fällen der Absätze 1 und 2 die Strafe (§ 49 Abs. 1) oder 

kann von Strafe nach diesen Vorschriften absehen, wenn der Unfallbeteiligte innerhalb 

von vierundzwanzig Stunden nach einem Unfall außerhalb des fließenden Verkehrs, der 

ausschließlich nicht bedeutenden Sachschaden zur Folge hat, freiwillig die 

Feststellungen nachträglich ermöglicht (Absatz 3). 
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(5) Unfallbeteiligter ist jeder, dessen Verhalten nach den Umständen zur Verursachung 

des Unfalls beigetragen haben kann. 

 

§ 323c Unterlassene Hilfeleistung; Behinderung von hilfeleistenden Personen 

(1) Wer bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not nicht Hilfe leistet, obwohl dies 

erforderlich und ihm den Umständen nach zuzumuten, insbesondere ohne erhebliche 

eigene Gefahr und ohne Verletzung anderer wichtiger Pflichten möglich ist, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer in diesen Situationen eine Person behindert, die einem 

Dritten Hilfe leistet oder leisten will. 
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FwDV 100 „Führung und Leitung im Einsatz“ 
 

3.3.3 Befehlsgebung 

 

Der Befehl ist die Anordnung an die Einsatzkräfte, Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und 

zur Schadenbegrenzung auszuführen. Durch den Befehl wird der Entschluss in die Tat 

umgesetzt. 

Die Führungskraft erteilt die Befehle nach einem vorgegebenen Schema in der Regel 

schriftlich oder mündlich; in Ausnahmefällen auch auf andere Weise. Der Befehl muss 

den Willen der befehlsgebenden Führungskraft unmissverständlich und eindringlich zum 

Ausdruck bringen. 

Befehle werden mit dem Anspruch auf Gehorsam erteilt. Grundlage hierfür ist die nach 

jeweiligem Landesrecht bestehende Dienstpflicht der Einsatzkräfte. Befehle müssen 

durchführbar sein. Überforderungen stumpfen ab, verleiten zu Ungehorsam oder 

Falschmeldungen und untergraben das Vertrauen. 

Klare Unterstellungs- und Befehlsverhältnisse sind eine wesentliche Voraussetzung für 

die reibungslose Zusammenarbeit. Die Führungskräfte sind nur berechtigt, an die ihnen 

unterstellten taktische Einheiten oder Verbände Befehle zu erteilen. Befehle sollten 

niemals an nachgeordnete Führungskräfte oder Mannschaften unter Auslassung der 

zuständigen Führungsebene gerichtet werden. Nur besondere Ausnahmesituationen 

rechtfertigen ein Abweichen von diesem Grundsatz, mit der Verpflichtung, die zuständige 

Führungskraft umgehend zu informieren. 

Die Befehlsgewalt schließt nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht zum Befehlen 

ein. 

 

 


